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Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betreffend Deutschland-, Ost- und 

Europapolitik 
- Drucksache VI/691 - 


Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

Die Bundesregierung verfolgt eine Politik, deren 
Ziele und Motive offen zutage liegen. Wenn das- 
selbe nicht für alle einzelnen Schritte dieser Politik 
gelten kann, dann nur, um nicht durch die vor- 
zeitige Offenlegung von Gesprächen deren Ziele zu 
gefährden. Die Bundesregierung hat keine Möglich- 
keit ungenutzt gelassen, um den Deutschen Bundes- 
tag und ihre Bündnispartner zu unterrichten und zu 
konsultieren. 

Ziel unserer Politik ist es, daß die Bundesrepublik 
Deutschland als Glied der Europäischen Gemein- 
schaften und Partner des Atlantischen Bündnisses 
einen selbständigen Beitrag zur Schaffung einer 
Friedensordnung in Europa leistet. Diese Friedens- 
ordnung soll auch die bisher getrennten europäi- 
schen Staaten in einem neuen größeren Ganzen ver- 
binden. Dies ist ein Prozeß, der Geduld und den 
guten Willen aller Beteiligten voraussetzt. Nur in 
diesem Rahmen sieht die Bundesregierung realisti- 
sche Möglichkeiten für die Annäherung der beiden 
deutschen Staaten. 

Kontinuität und Fortentwicklung früherer Ansätze 
kennzeichnen die Politik der Bundesregierung zu 
diesem Ziel. 

Nach Westen hin können wir an jahrelange erfolg- 
reiche Schritte auf dem Wege zur Einigung Europas 
anknüpfen. Die Bundesregierung hat die entschie- 
dene Fortführung dieser Ansätze, insbesondere in 
der Perspektive der politischen Einigung Europas, 
zu ihrer Sache gemacht. Ihr Beitrag zur Gipfelkon- 
ferenz in Den Haag zum Abschluß der Übergangs- 
zeit der Europäischen Gemeinschaft wie zu ihrer 
Vertiefung und Erweiterung dokumentiert den 
Erfolg einer Politik, die notwendige Ziele mit be- 
rechtigten Interessen überzeugend verbindet. 

Nach Osten hin haben schon frühere Bundesregie- 
rungen die Hand zu einer Politik der Versöhnung 
ausgestreckt. Alle Parteien des Deutschen Bundes- 
tages sind sich einig in dem Wunsch, durch Ver- 
handlungen einen Zustand der Konfrontation zu 
überwinden, der auf Kosten der Menschen in Ost- 
und Westeuropa gehen muß. Wenn sich die gegen- 
wärtige Bundesregierung durch ihre Initiativen 
weitere Möglichkeiten auf diesem Wege eröffnet 
hat als ihre Vorgängerinnen, dann steht dahinter 
nicht eine Veränderung der Ziele deutscher Politik. 
Verändert hat sich aber die Intensität der Bemühun- 
gen um einen Ausgleich in Europa. Am Ergebnis 


■ dieser Bemühungen wird sich ablesen lassen, ob 
auch die Bereitschaft unserer Gesprächspartner im 
; Osten gewachsen ist, eine Friedensordnung durch 
Verhandlungen zu suchen. 

: Die Bundesregierung kann ihre Friedenspolitik nur 
fortentwickeln, wenn sie sich der Zusammenarbeit 
und Mitwirkung ihrer Gemeinschaftspartner und 
' Verbündeten sicher ist. Auch insofern sind deutsche 
I Westpolitik und deutsche Ostpolitik untrennbar 
! miteinander verbunden. So wie nach außen hin 
j Kooperation im Westen Voraussetzung unserer 
j Handlungsfreiheit ist, so bedürfen wir nach innen 
hin einer breiten Zustimmung für Initiativen. Die 
Bundesregierung wird daher bemüht bleiben, um 
die Zustimmung aller derer zu werben, die mit ihr 
das Ziel verfolgen, einen friedlichen Beitrag zur 
Überwindung der Konfrontation in Europa zu 
leisten. 

L Deutschland- und Ostpolitik 

ln der Deutschland- und Ostpolitik hat die Bundes- 
regierung Bilanz gezogen und festgestellt, daß die 
Politik vergangener Jahre keinen ausreichenden 
Fortschritt gebracht hat. Die Reaktion des Ostens 
auf diese Politik hat den Graben in Deutschland 
immer tiefer werden lassen. Bei der Analyse der 
Lage in Deutschland und Europa konnte sich die 
Bundesregierung nicht der Erkenntnis verschließen, 
daß eine staatliche Wiedervereinigung in abseh- 
barer Zeit nicht zu erwarten ist, daß aber eine Fort- 
dauer der Konfrontation die Spaltung Deutschlands 
weiter vertiefen würde. Daher kann eine dauer- 
hafte Lösung der deutschen Frage nur langfristig, 
im europäischen Rahmen und im Wege einer Ost- 
West-Verständigung erreicht werden. Dabei kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die Bemühun- 
gen um eine Verständigung mit dem Osten von den 
Gegebenheiten auszugehen haben, die dem Gleich- 
gewicht der Kräfte in Europa zugrundeliegen. Man 
kann sich nicht die Realitäten aussuchen, die einem 
Zusagen, und vor den nicht genehmen Tatsachen 
die Augen verschließen. Es trifft leider nicht zu, 
daß der Wille des deutschen Volkes zum Zusam- 
menleben die allein entscheidende Realität ist. 

I Wäre es so, dann gäbe es keine Spaltung mehr. 

I Aber offenbar sind andere Tatsachen härter. Die 
Bundesregierung geht von den entscheidenden 
Realitäten aus. Dazu gehört der Einheitswille des 
deutschen Volkes ebenso wie die Teilung Europas 
in entgegengesetzte Machtblöcke. Dazu gehören 
alle Aspekte der wirklichen Lage in Europa, wie sie 
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der Bundesminister des Auswärtigen in seiner Er- 
klärung vor dem Deutschen Bundestag am 17. April 
1970 im einzelnen genannt hat. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß nur 
geduldige und beharrliche Anstrengungen zu einer 
europäischen Friedensordnung führen können. Nur 
wer handelt, kann hoffen, die Verhältnisse zu ver- 
bessern. Die Bundesregierung hat daher 

1. nach drei vorbereitenden Gesprächen des deut- 
schen Botschafters in Moskau im Dezember 1969 
in insgesamt zehn Gesprächen zwischen Staats- 
sekretär Bahr und Außenminister Gromyko in 
Moskau zwischen dem 31. Januar und dem 
21. März 1970 die Möglichkeiten einer vertrag- 
lichen Abmachung mit der Sowjetunion geprüft; 

2. nach einem Notenwechsel zwischen ihr und der 
Volksrepublik Polen im November und Dezem- 
ber 1969 in bisher drei Gesprächsrunden in 
Warschau zwischen Staatssekretär Duckwitz 
und dem Stellvertretenden polnischen Außen- 
minister Winiewicz im Februar, März und April 
1970 Voraussetzungen für Abmachungen mit 
Polen erkundet; 

3. durch das Treffen von Bundeskanzler Brandt mit 
dem Vorsitzenden des Ministerrates der DDR 
Stoph am 19. März 1970 in Erfurt und die Vor- 
bereitung des Treffens am 21. Mai 1970 in Kassel 
einen direkten Kontakt mit der Regierung der 
DDR aufgenommen; 

4. die westlichen Alliierten in ihrem Versuch unter- 
stützt, in Gesprächen mit der Sowjetunion über 
Berlin, wie sie bisher zweimal am 26. März und 
28. April 1970 stattgefunden haben, Verbesse- 
rungen der Lage Berlins zu erreichen. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß auch die 
CDU/CSU-Fraktion Gespräche und Vereinbarungen 
mit den osteuropäischen Staaten einschließlich der 
Sowjetunion für notwendig hält. Es sollte jedem 
klar sein, daß solche Vereinbarungen nur zustande 
kommen können, wenn sie den Vorstellungen und 
Interessen beider Seiten Rechnung tragen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt als Grundsätze 
ihrer Deutschlandpolitik bekräftigt 

- — daß die Deutschen ein Recht auf Selbstbestim- 
mung haben wie alle anderen Völker auch, 

— daß die Fragen, die sich aus dem II. Weltkrieg 
und aus dem nationalen Verrat durch das Hitler- 
Regime ergeben haben, abschließend nur in 
einer europäischen Friedensordnung beantwortet 
werden, 

— daß es Aufgabe der praktischen Politik in den 
jetzt vor uns liegenden Jahren ist, die Einheit 
der Nation, soweit dies möglich ist und soweit 
es an uns liegt, dadurch zu wahren, daß das 
Verhältnis zwischen den Teilen Deutschlands 
aus der gegenwärtigen Verkrampfung gelöst 
wird und 


— daß die Rechte und Verantwortlichkeiten der 
Drei Mächte in bezug auf Deutschland als Ganzes 
und Berlin respektiert bleiben müssen. 

Die Bundesregierung hält an diesen Grundsätzen 
unverändert fest. Sie wird nichts aufgeben, was für 
die Deutschen lebenswichtig ist. 

Die Einzelfragen werden wie folgt beantwortet: 
Frage 1 

Kann die Bundesregierung versichern, daß sie 
nach ihrer Charakterisierung des anderen Teiles 
Deutschlands als eines „zweiten Staates auf deut- 
schem Boden" künftig nichts mehr tun wird, was 
die heutige Spaltung stabilisiert oder vertieft? 

Antwort 

Die Bundesregierung lehnt die Unterstellung nach- 
drücklich ab, die in der Fragestellung enthalten ist. 
Die Bundesregierung hat nichts unternommen, was 
die Spaltung Deutschlands vertieft hätte. Sie hat die 
Spaltung so tief vorgefunden, wie sie als Ergebnis 
der Entwicklung früherer Jahre inzwischen gewor- 
den war. Um zu verhindern, daß diese tatsächliche, 
fühlbare Vertiefung sich auch in Zukunft weiter 
fortsetzt, hat die Bundesregierung mit dem prak- 
tischen Versuch begonnen, wenigstens die Tren- 
nung zu mildern, solange die Spaltung nicht über- 
wunden werden kann. Um dies zu erreichen, sind 
Gespräche und Abmachungen zwischen den beiden 
Staaten notwendig, die heute in Deutschland exi- 
stieren. Dies zu erkennen und festzustellen, ist 
Voraussetzung für die Verbesserung der unnatür- 
lichen Verhältnisse zwischen beiden Teilen Deutsch- 
lands. Auch der vorherige Bundeskanzler hat Ge- 
spräche und Verträge zwischen beiden Teilen 
Deutschlands gewünscht. Aber erst unter der 
jetzigen Bundesregierung ist es bei dem Treffen am 
19. März 1970 in Erfurt zur Aufnahme eines direk- 
ten Gespräches zwischen den Regierungschefs ge- 
kommen, die in beiden Teilen Deutschlands die 
Verantwortung tragen. Die Staaten des Warschauer 
Pakts hatten bald nach der ersten Regierungserklä- 
rung der neuen Bundesregierung ihre früheren Vor- 
bedingungen gegen die Aufnahme von Gesprächen 
fallengelassen. Ob die inzwischen begonnenen 
Gespräche positive Ergebnisse bringen werden, ist 
noch offen. Sicher ist nur, daß ohne solche Ge- 
spräche Verbesserungen der Lage nicht erreicht 
werden können. 

Die Bundesregierung hat - wie bereits gesagt ~ nie- 
mals einen Zweifel daran gelassen, daß die Deut- 
schen ein Recht auf Selbstbestimmung haben wie 
alle anderen Völker auch. Niemand aber hat und 
wird den Menschen der DDR Selbstbestimmung da- 
durch verschaffen können, daß er das Recht darauf 
beschwört. Die Entspannungs- und Verständigungs- 
politik dient dem Ziel, allen Völkern das Selbst- 
bestimmungsrecht nach ihrer eigenen Wahl zu ge- 
währleisten. Die Entspannungs- und Verständi- 
gungspolitik der Bundesregierung wird in diesem 
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Sinne notwendigerweise auch die Selbstbestimmung 
der Deutschen in Deutschland fördern. 

Frage 2 

Hält die Bundesregierung daran fest, daß ein 
Gewaltverzichtsabkommen dazu dienen soll, die 
Androhung und Anwendung von Gewalt zur 
Lösung bestehender Streitfragen vorbehaltlos 
auszuschließen, und wird die Bundesregierung 
daher dem sowjetischen Verlangen widerstehen, 
das darauf gerichtet ist, uns unter dem Etikett 
Gewaltverzicht politische Verzichte abzuver- 
langen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß Gewalt- 
verzichtsvereinbarungen die materielle Lösung 
bestehender Streitfragen nicht präjudizieren dürfen. 
Der Gewaltverzicht soll vertraglich sicherstellen, 
daß zur Lösung dieser Fragen das Mittel der Ge- 
walt ausgeschlossen ist. Das bedeutet jedoch nicht, 
daß die Bundesregierung in den Gewaltverzichts- 
gesprächen strittige Fragen ausklammern will. Daß 
in den Verhandlungen über strittige politische 
Fragen gesprochen werden sollte und „daß die be- 
teiligten Regierungen bei solchen Verhandlungen 
auch über den Inhalt etwaiger Vereinbarungen und 
über diejenigen sonstigen Fragen entscheiden wer- 
den, über die sie im Zusammenhang mit einem 
Gewaltverzicht Einvernehmen erzielen wollen", 
stand bereits im deutschen Memorandum an die 
sowjetische Regierung vom 9. April 1968. Die So- 
wjetunion hätte der Aufnahme von Gewaltver- 
zichtsverhandlungen mit allen Mitgliedern des 
Warschauer Pakts nicht zugestimmt, wenn wir die 
Erörterung der für das jeweilige bilaterale Verhält- 
nis spezifischen strittigen Fragen ausgeschlossen 
hätten. Die Bundesregierung hält daher daran fest, 
über offene Fragen mit der UdSSR und mit deren 
Verbündeten zu sprechen, um diese Fragen im 
Rahmen eines Gewaltverzichts einer Lösung näher- 
zubringen. Eine Preisgabe von Grundpositionen 
kommt auch heute nicht in Betracht. 

F r a g e 3 

Ist die Bundesregierung bereit, im Verhältnis zur 
Sowjetunion Verzichte und Verpflichtungen aus- 
zusprechen, die über das hinausgehen, wozu wir 
uns gegenüber unseren Freunden beim Eintritt in 
das Bündnis vertraglich verpflichtet haben? 

Antwort 

Die Bundesregierung wünscht die Beziehungen zur 
Sowjetunion auf eine ähnliche Grundlage zu stellen 
wie die Beziehungen zu den westlichen Verbünde- 
ten, d. h. wir wollen die Gewißheit haben, daß 
unsere Streitfälle mit friedlichen Mitteln geregelt 
werden und daß Drohung mit Gewalt oder Gewalt- 
anwendung in unseren Beziehungen mit der UdSSR 
ausgeschlossen sind. Die Bundesregierung strebt 
damit ein ausgewogeneres Verhältnis zur Sowjet- 


union an und erwartet - wie sie es im Memorandum 
vom 9. April 1968 zum Ausdruck brachte ein wach- 
sendes gegenseitiges Vertrauen, das die Lösung 
anderer politischer Probleme im Interesse Europas 
erleichtern könnte. Ein solcher Prozeß erfordert 
Einsichten und Schritte von beiden Seiten. Es ist 
selbstverständlich, daß wir dabei unsere vertrag- 
lichen Verpflichtungen beachten, ebenso wie dies 
für die Sowjetunion und deren Verbündete gilt, und 
daß wir uns in den Fragen, die unser Verhältnis zu 
den westlichen Alliierten oder deren Interessen 
oder Prärogativen berühren, in engster Abstim- 
mung mit ihnen Vorgehen. 

Frage 4 

Wird die Bundesregierung keinerlei Rechtsver- 
pflichtungen gegenüber der Sowjetunion und 
ihren Verbündeten eingehen, die nach sowjeti- 
scher Auslegung der Bundesregierung, dem Bun- 
destag, der Presse und anderen demokratischen 
Kräften unseres Landes Einengung bei der Ver- 
tretung ihrer Überzeugungen auferlegen? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist sich über die aktuellen 
Zielsetzungen der sowjetischen Deutschland- und 
Europapolitik im klaren. Die Sowjetunion weiß 
' ihrerseits - daran hat die Bundesregierung in ihren 
Gesprächen keinen Zweifel gelassen daß es Ge- 
I Waltverzichtsvereinbarungen nur insoweit geben 
i kann, als unser Verzicht auf Gewalt von sowjeti- 
scher Seite nicht als Verzicht auf unsere Bemühun,- 
I gen um Schaffung einer gerechten und dauerhaften 
i Friedensordnung in Europa, auf das Recht zur 
Selbstbestimmung des deutschen Volkes, auf freie 
politische Entfaltung, wie sie zum Selbstverständnis 
einer Demokratie gehört, ausgelegt werden kann. 
Der Bundeskanzler hat in der Debatte des Deut- 
schen Bundestages am 25. Februar 1970 eindeutig 
erklärt, ein formalisierter Gewaltverzicht werde das 
Buch der deutschen Geschichte ganz gewiß nicht zu- 
schlagen, oder es werde ihn nicht geben. Das Ver- 
ständnis für die unterschiedlichen Gesellschaftsord- 
I nungen muß auf beiden Seiten herbeigeführt wer- 
; den; denn nur so werden unsere Bemühungen um 
I ein ausgewogeneres gegenseitiges Verhältnis zur 
■ Sowjetunion auf realer Basis fußen. Die in unserem 
' Grundgesetz verankerten Grundrechte werden 
I durch ein Gewaltverzichtsabkommen nicht berührt 
werden. 

Frage 5 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
j Sowjetunion die „Anerkennung aller in Europa 
bestehenden Grenzen" in einem deutsch-sowje- 
tischen Vertrag fordert? 

Antwort 

Die sowjetischen Zielsetzungen hinsichtlich dei 
Konsolidierung und Legalisierung des Status quo 
in Europa sind bekannt. Es ist auch bekannt, daß 
die Sowjets unter den anzuerkennenden Grenzen 
all(^ Nadikriegsgrenzen verstehen. In den Verhand- 
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lungen mit Moskau wird es darauf ankommen, eine | 
Regelung zu finden, die sich mit dem Grundgesetz . 
und der Verantwortlichkeit für die Einheit der deut- : 
sehen Nation, mit der Verantwortung der Vier ! 
Mächte für Deutschland als Ganzes und Berlin und ; 
mit unseren internationalen Verpflichtungen ver- | 
einbaren läßt. 

Frage 6 

Ist die Bundesregierung gewillt, die Begriffe „An- 
erkennung" oder „Achtung" der „territorialen 
Integrität" und „aller Grenzen in Europa" in eine 
Vereinbarung aufzunehmen, solange die Sowjet- 
union diesen Begriffen einen Inhalt gibt, der der 
Auslegung der Bundesregierung entgegengesetzt 
ist? 

Antwort 

Die Bundesregierung wünscht, mit der Sowjetunion 
Erklärungen über einen Gewaltverzicht auszutau- 
schen, die zugleich ein ausgewogeneres gegen- 
seitiges Verhältnis mit wachsendem Vertrauen auf 
beiden Seiten herstellen. Ein offener oder versteck- 
ter Dissens müßte dieses Verhältnis weiter erheb- 
lich belasten, über den Inhalt der Begriffe muß des- 
halb volle Klarheit bestehen; unsere erklärten fried- 
lichen Ziele dürfen nicht als „territoriale An- 
sprüche" und als Verletzung des Gewaltverzichts- 
abkommens hingestellt werden können. 

Frage 7 

Hält die Bundesregierung es mit Sinn und Zweck 
eines deutsch-sowjetischen Gewaltverzichts- 
abkommens vereinbar, wenn der aktenkundig 
notifizierte einseitige Gewaltvorbehalt der UdSSR 
gegen die Bundesrepublik Deutschland dabei 
nicht zweifelsfrei ausgeräumt wird? 

Antwort 

Ein gegenseitiger Gewaltverzicht darf nicht durch 
einen Gewaltvorbehalt einer Seite relativiert oder 
gar wertlos gemacht werden. Nach unserer Be- 
urteilung der Rechtslage besitzt die Sowjetunion 
kein Interventionsrecht gegen die Bundesrepublik 
Deutschland. Die Drei Westmächte haben überein- 
stimmend erklärt, daß keine der Siegermächte ein 
einseitiges Interventionsrecht gegen die Bundes- 
republik Deutschland hat. Auch die Sowjetunion hat 
nie ausdrücklich behauptet, ein einseitiges Inter- 
ventionsrecht gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland zu besitzen, obwohl sie die Artikel 53 
und 107 der VN-Satzung ausdrücklich für gültig 
und anwendbar erklärte. Die Grundlage für das 
bilaterale Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten ist in der Lon- 
doner Schlußakte enthalten, in der die Drei Mächte 
- ohne die Artikel 53 und 107 zu erwähnen - nach 
einer entsprechenden Verpflichtung der Bundes- 
republik Deutschland erklären, daß „sie sich bei 
ihren Beziehungen mit der Bundesrepublik an die 
in Artikel 2 der Satzung der Vereinten Nationen 


enthaltenen Grundsätze halten werden". Die Drei 
Mächte haben diese Feststellung erst getroffen 
nach Herstellung eines vertraglich geregelten Ver- 
trauensverhältnisses mit der Bundesrepublik. Der 
Erklärung des Bundeskanzlers vor dem Bundestag 
am 16. Januar 1970, die Bundesregierung erstrebe 
im Verhältnis zur Sowjetunion einen ähnlichen 
Stand, wie wir ihn durch die Interpretationen und 
Zusicherungen seitens der Westmächte haben, ist 
nichts hinzuzufügen. 

Frage 8 

Glaubt die Bundesregierung verantworten zu 
können, unwiderrufliche Leistungen, wie zum Bei- 
spiel auf dem Gebiet der internationalen Auf- 
wertung und der Anerkennung Ostberlins zu er- 
bringen, wenn die Gegenseite - falls überhaupt - 
nur jederzeit widerrufbare und in keiner Weise 
vergleichbare Zugeständnisse bietet? 

Antwort 

Die Frage, wie andere, mit der Bundesrepublik 
Deutschland befreundete Staaten ihr Verhältnis zur 
DDR gestalten, liegt zunächst in deren eigener sou- 
veräner Entscheidung und Verantwortung. Sehr 
viele dieser Staaten sind bereit, ihre Haltung in 
dieser Frage mit unserer Politik abzustimmen, so- 
weit dies einem vernünftigen und realistischen 
Zweck dienen kann. Sie berücksichtigen dabei, daß 
hier wesentliche Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland berührt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Frage der internationalen Beziehungen der DDR ein 
Teil eines zusammenhängenden Komplexes ist, der 
nicht ausgeklammert werden kann, wenn es zu 
einem geregelten Miteinander zwischen beiden 
Staaten in Deutschland kommen soll. Sollte es zu 
einer Verständigung in den innerdeutschen Ge- 
sprächen kommen, so würde der internationale Be- 
reich davon nicht einfach unberührt bleiben können. 
Andererseits würde der Versuch, die Frage im in- 
ternationalen Bereich ohne Rücksicht auf das Ergeb- 
nis der innerdeutschen Gespräche vorweg zu lösen, 
die Aussichten auf einen Erfolg dieser Gespräche 
und damit auf eine Entspannung in Europa beträcht- 
lich vermindern. Man hat in weiten Teilen der 
Welt die Berechtigung dieser Überlegung verstan- 
den und trägt ihr Rechnung. 

Frage 9 

Steht die Bundesregierung uneingeschränkt zu 
der Bestimmung des Deutschlandvertrages, nach 
welcher die Festlegung der deutschen Ostgrenze 
einem gesamtdeutschen Friedensvertrag Vorbe- 
halten ist? 

Antwort 

Die Notwendigkeit einer umfassenden Friedens- 
regelung für ganz Deutschland ist nicht erst durch 
den Deutschlandvertrag festgestellt worden: sie er- 
gibt sich aus der Natur der Sache und aus dem 
ausdrücklichen Vorbehalt einer Friedensregelung 
im Potsdamer Abkommen. Hiervon geht der 


5 



Drucksache VI/ 757 Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Deutschlandvertrag aus. In Artikel 2 dieses Ver- 
trages haben sich die Drei Mächte ihre sich auf 
Berlin und Deutschland als Ganzes beziehenden 
Rechte und Verantwortlichkeiten im Hinblick auf 
die noch ausstehende friedensvertragliche Regelung 
Vorbehalten; in Artikel 7 haben sich die Drei 
Mächte mit der BRD darüber geeinigt, daß eine frei 
vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz 
Deutschland, die auch die endgültige Festlegung der 
Grenzen Deutschlands zum Gegenstand haben 
müßte, ein gemeinsames Ziel ihrer Politik sein soll. 

Hieraus ergibt sich, daß Fragen, die mit der deut- 
schen Ostgrenze zu tun haben, von der Bundes- 
regierung nur im Einvernehmen mit den Drei Mäch- 
ten behandelt werden können. Die Handlungsfrei- 
heit der BRD ist hierdurch beschränkt; ihr sind aber 
auch insoweit Grenzen gezogen, als selbst ein Ein- 
vernehmen mit den Drei Mächten eine Friedens- 
regelung im ganzen nicht ersetzen könnte. 

Dies schließt aber nicht aus, daß die Bundesregie- 
rung im Einvernehmen mit den Drei Westmächten 
schon vor einer endgültigen Friedensregelung mit 
der Sowjetunion oder anderen Staaten politische 
Vereinbarungen schließt, die auch die Grenzfrage 
behandeln. Es liegt bei den Regierungen der Bun- 
desrepublik und der Drei Mächte, welche Mittel sie 
zur Erreichung der im Deutschlandvertrag festge- 
legten gemeinsamen Ziele für zweckmäßig halten. 
Die Notwendigkeit, in eine umfassende Friedens- 
regelung auch die Grenzen Deutschlands einzube- 
ziehen, bleibt hiervon unberührt. 

Frage 10 

Inwieweit entsprechen Meldungen der Wahrheit, 
in den Gesprächen des Bundeskanzlers in den 
USA habe eine mögliche Revision des Deutsch- 
landvertrages eine Rolle gespielt? 

Antwort 

Solche Meldungen treffen nicht zu. Die Frage einer 
möglichen Revision des Deutschlandvertrages hat 
bei den Gesprächen des Bundeskanzlers in den USA 
keine Rolle gespielt. Die Bundesregierung hat 
wiederholt erklärt, daß die völkerrechtlichen Ab- 
machungen mit den drei Westmächten, darunter der 
Deutschlandvertrag, der von ihr angestrebten ver- 
traglichen Regelung der innerdeutschen Beziehun- 
gen oder möglichen Gewaltverzichtsvereinbarungen 
mit der Sowjetunion und anderen Staaten des 
Warschauer Pakts nicht im Wege stehen und ihrer- 
seits von solchen Regelungen und Vereinbarungen 
nicht berührt werden. Die uneingeschränkte Fort- 
geltung der zweiseitigen oder mehrseitigen Ver- 
träge mit Dritten wird zu den Grundlagen jeder 
möglichen Vereinbarung gehören. 

Frage 11 

Wird sich die Bundesregierung für die Zugehörig- 
keit W''est-Berlins zum Rechts-, Wirtschafts- und 
Finanzsystem des Bundes und für die Fortdauer 


der gewachsenen politischen Bindungen ein- 
schließlich ungeschmälerter Bundespräsenz ein- 
setzen? 

Antwort 

Wie der Bundesminister des Auswärtigen vor dem 
Deutschen Bundestag am 17. April 1970 erklärt hat, 
sind für die Bundesregierung die Sicherheit West- 
Berlins, die Lebensfähigkeit für seine Bevölkerung 
und die Bindungen West-Berlins an den Bund eine 
unverzichtbare Grundlage aller Abmachungen, die 
überhaupt nur denkbar sind. Darüber hinaus setzt 
sich die Bundesregierung gemeinsam mit den drei 
Westmächten dafür ein, daß die Einordnung West- 
Berlins in das Rechts-, Wirtschafts- und Finanz- 
system der Bundesrepublik Deutschland auch von 
östlicher Seite respektiert wird. Im übrigen vertritt 
sie die Auffassung, daß ein Zusammenhang besteht 
zwischen einer zufriedenstellenden Regelung der 
Berlin-Frage auf der Grundlage der gegenwärtigen 
Vier-Mächte-Sondierungen und den Fortschritten, 
die in den innerdeutschen Gesprächen möglich sein 
werden. Die Bundesregierung unterstützt nach- 
drücklich die Bemühungen der drei westlichen 
Schutzmächte, in den laufenden Gesprächen mit der 
Sowjetunion eine Verbesserung der Lage in und 
um Berlin zu erreichen, durch die Sicherheit und 
Lebensfähigkeit der Stadt gestärkt werden. 

11. Europa-Politik 

Die Bundesregierung hat diesem Hohen Hause be- 
reits mehrfach - zuletzt am 16. April - ihre Europa- 
Politik ausführlich dargelegt. Sie hat dabei immer 
wieder ihre Verpflichtung hervorgehoben, nach 
besten Kräften die Vollendung des europäischen 
Einigungswerkes voranzutreiben. Was in der kur- 
zen Spanne europäischer Politik seit Herbst 1969, 
insbesondere seit der Haager Gipfelkonferenz vom 
1./2. Dezember 1969, nicht zuletzt auf deutsche 
Initiative, erreicht wurde, belegen die nachfolgen- 
den Daten. 

Politische Zusammenarbeit 

Dezember 1969/ Januar 1970 Sondierungen der 
Bundesregierung bei den fünf EG-Partnern über 
Art und Weise der Ingangsetzung der Arbeiten in 
Ausführung der Ziffer 15 des Haager Schluß- 
kommuniques. 

Ende Januar 1970 Zirkulierung eines Aide- 
Memoires, das unsere Vorstellung zur politischen 
Zusammenarbeit enthält und diese zur Diskussion 
stellt. 

Februar 1970 Fortsetzung der bilateralen Son- 
dierungen über die politische Zusammenarbeit. 

6. März 1970 Treffen der sechs Außenminister zu 
einer ersten Besprechung der politischen Zusam- 
menarbeit. Auftrag an die politischen Direktoren 
zur Vorbereitung des zweiten Ministertreffens, das 
am 28. /29. März 1970 auf Einladung der italieni- 
schen Regierung stattfinden wird. 
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14. April 1970 Besprechung der sechs politischen 
Direktoren in Den Haag. 

11. Mai 1970 Besprechung der politischen Direk- 
toren der sechs Außenministerien in Brüssel. 

Euratom, Technologische Zusammenarbeit 

6. Dezember 1969 EAG-Ratstagung; Beschluß über 
die Tätigkeit der gemeinsamen Kernforschungs- 
steile: Verselbständigung, modernes Management 
und Einbeziehung nicht-nuklearer Tätigkeiten. 

28. Oktober 1969 Ratsbeschluß; Einladung an 
andere europäische Staaten, insbesondere im Hin- 
blick auf Erweiterung EG, an technologischer Zu- 
sammenarbeit auf Grundlage Aigrin-Bericht teilzu- 
nehmen. 

EWG-Bereich 

Mit dem in Den Haag beschlossenen „Paket" zur 
Vollendung der Gemeinschaft befaßte sich der Rat 
Li. a. auf seinen Sitzungen vom 

8. /9. Dezember 1969 

15./ 16. (verlängert bis 22.) Dezember 1969 

1 9. /20. Januar 1970 

5. /6. Februar 1970 

6. /7. März 1970 

20. März 1970. 

in den Ratssitzungen vom 20. /22. April 1970 (allge- 
meiner Rat) und 27. /28. April 1970 (Agrarrat) wurde 
dieses Paket durch folgende Beschlüsse verab- 
schiedet: 

20. /22. April 1970 

1. Finanzregelung: 

— Verordnungen zur Agrarfinanzierung (Über- 
gangsregelung und Endregelung) 

— Beschluß zur Ersetzung der Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene Einnahmen 
(ratifizierungsbedürftig) 

— Beschluß über mehrjährige finanzielle Vor- 
ausschau 

— Entschließung zur Beherrschung der Agrar- 
märkte 

— Entschließung zur Regelung bestimmter Über- 
gangsprobleme bei der Umstellung des bis- 
lier geltenden Finanzierungssystems 

2. Vertrag zur Änderung der Gemeinschaftsver- 
träge in bezug auf die Haushaltsbefugnisse des 
Europäischen Parlaments (ratifizierungsbedürf- 
tig) 

3. Regelung des Tabaksektors 

— Verordnung zur Schaffung einer Marktorga- 
nisation für Rohtabak 


— Entschließung betreffend die Verbrauch- 
steuer auf Tabakwaren außer den Umsatz- 
steuern 

— Entschließung betreffend die staatlichen Han- 
delsmonopole für Tabakwaren 

27./28. April 1970 

Formale Billigung der Weinmarktregelung, über die 
bereits in der Sitzung vom 21. /22. 4. grundsätzliche 
Einigung erzielt worden war: 

— Verordnung betreffend Marktorganisation 
für Tafelwein 

- Verordnung betreffend Marktorganisation 
für Qualitätswein 

— Grundsatzbeschlüsse betreffend die wesent- 
lichsten Fragen für den Erlaß von Durch- 
führungsverordnungen insbesondere in bezug 
auf die Preisgestaltung. 

Zur Vertiefung der Gemeinschaft legte die Bundes- 
regierung in der Ratssitzung vom 26. Januar 1970 
einen „Stufenplan" zur Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der EWG vor. Die 
Behandlung dieses Planes, zusammen mit Plänen 
Belgiens, Luxemburgs und der Kommission, wurde 
in der Ratstagung vom 6./7. März 1970 einem Aus- 
schuß, bestehend aus den Präsidenten der in den 
Mitgliedstaaten für Wirtschafts-, Finanz- und Wäh- 
rungspolitik zuständigen Ausschüssen sowie einem 
Koinmissionsvertreter unter Leitung des luxem- 
burgischen Ministerpräsidenten und Finanzministers 
Werner, übertragen, der Ende Mai 1970 einen 
Bericht vorlegen wird. 

Zur Erweiterung der Gemeinschaft erstellte der Rat 
am 8./9. Dezember 1969 einen Themenkatalog für 
die Erarbeitung einer gemeinsamen Verhandlungs- 
grundlage der sechs Mitgliedstaaten. Über einen 
Teil der Themen wurde in der Ratstagung vom 
20./ 22. April 1970 bereits Einvernehmen erzielt. 

Die Einzelfragen werden wie folgt beantwortet: 

Frage 1 

Ist die Bundesregierung dem Endziel eines Bun- 
desstaates verpflichtet? Ist sie bereit, einen 
Stufenplan vorzuschlagen, der ein verbindliches 
Aktions- und Zeitprogramm für die baldige Ver- 
wirklichung einer politischen Union enthält, die 
die Außen- und Verteidigungspolitik umfaßt? 

Antwort 

Diese Bundesregierung hat wiederholt eindeutig 
betont: Das Ziel, das wir mit der europäischen Inte- 
gration anstreben, ist nicht ein wirtschaftlicher In- 
teressenverband, sondern die politische Einheit. Da- 
her hat sich die Bundesregierung auf der Haager 
Gipfelkonferenz dafür eingesetzt, daß es über die 
Vollendung des Gemeinsamen Marktes, seine Er- 
weiterung um neue Mitglieder und seine Vertiefung 
hinaus zu wesentlichen Fortschritten in der politi- 
schen Einigung kommt. Diese deutsche Initiative hat 
ihren Niederschlag in Ziffer 15 des Haager Ab- 
schlußkommuniques gefunden. 
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Wir haben aus der Vergangenheit gelernt, daß 
perfektionistische Pläne für eine Politische Union 
zum Hindernis konkreter Fortschritte werden kön- 
nen. Unter diesen Umständen mußte es uns zunächst 
darauf ankommen, die seit 1962 praktisch bestehen- 
de Stagnation auf dem Gebiet der europäischen 
politischen Zusammenarbeit überhaupt erst zu über- 
winden. Das ist auf der Haager Gipfelkonferenz 
gelungen. Wir sind zur Zeit zu sechst auf der Suche 
nach Möglichkeiten, wie eine politische Zusammen- 
arbeit in der Perspektive der Erweiterung der EG 
in Gang gesetzt werden kann. Ohne die Verdienste 
unserer Partner dabei schmälern zu wollen, sei 
gesagt, daß die von der Bundesregierung erarbeite- 
ten und als Aide Memoire Anfang des Jahres zir- 
kulierten Vorstellungen zu diesem Thema eine we- 
sentliche Grundlage für den zur Zeit stattfindenden 
umfassenden Meinungsaustausch darstellen. 

Alle Partner gehen davon aus, daß es bei der ange- 
strebten politischen Zusammenarbeit sich zunächst 
nur um eine 1. Phase der Entwicklung zu einer poli- 
tischen Union handelt. Im Lichte der Erfahrung und 
der Entwicklung eines solidarischen politischen Ver- 
haltens werden wir schrittweise neue Beschlüsse 
zur Intensivierung der Zusammenarbeit in Richtung 
auf das angestrebte Endziel fassen müssen. Insofern 
kann man von einem Stufenplan sprechen, auch 
wenn die einzelnen Etappen sowie die Zeitpunkte 
ihrer Verwirklichung nicht definiert sind. 

Frage 2 

Ist die Bundesregierung mit der CDU/CSU-Frak- 
tion der Auffassung, daß der Kreis der Mitglieder 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
politischen Union identisch sein muß? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß grund- 
sätzlich nur Mitglieder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft an der europäischen politischen 
Zusammenarbeit im Sinne der Ziffer 15 Haager Pro- 
tokolls teilnehmen können. Sie würde es aber be- 
grüßen, wenn schon während der Verhandlungen 
die beitrittswilligen Staaten in einer für alle an- 
nehmbaren Weise in die politische Zusammenarbeit 
einbezogen werden könnten. 

Frage 3 

Ist die Bundesregierung bereit, unzweideutig zu 
sagen, daß der Beitritt zur Europäischen Gemein- 
schaft die Bejahung des politischen Endzieles vor- 
aussetzt und daher für neutrale Länder andere 
Verbindungen als der Beitritt gefunden werden 
müssen? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist ebenso wie die Opposition 
der Ansicht, daß der Beitritt zur Europäischen Ge- 
meinschaft die Bejahung ihres politischen Endzieles 
voraussetzt. Das europäische Einigungswerk ist auf 
die politische Zielsetzung, wie sie in der Präambel 


i des EWG-Vertrages zum Ausdruck kommt, ausge- 
' richtet. Die Annahme dieser Zielsetzung gehört da- 

■ her zu den wesentlichen Voraussetzungen einer 
! Mitgliedschaft. Dies wird von den Ländern, die 
; einen Beitrittsantrag gestellt haben, anerkannt. 

I Europäische Länder, die einen solchen Antrag nicht 

gestellt haben, werden selbst entscheiden, ob sie 
dieser Zielsetzung und der damit notwendig ver- 
I bundenen Bereitschaft zur Aufgabe von Souveräni- 
I tätsrechten zustimmen können. Soweit sie dies nicht 
I können oder wollen, wird die Bundesregierung im 
' Rahmen der Sechs bemüht sein, eine anderweitige 
j angemessene Beteiligung dieser Länder an der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit Europas sicherzu- 
stellen. 

I F r a g e 4 

I Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
j die zügige Entwicklung der Europäischen Gemein- 
! schäften die Ausdehnung der Integration auf 
i weitere Bereiche und die Stärkung der institu- 
tionellen Struktur der bestehenden Gemeinschaf- 
ten erfordert? 

i 

! Antwort 

i Von wenigen Einzelbereichen abgesehen, die gegen- 
wärtig in den Brüsseler Gemeinschaftsgremien be- 
handelt werden und deren Regelung bevorsteht, hat 
1 die Gemeinschaft die ihr durch den EWG-Vertrag 
und das aus ihm abgeleitete Recht auferlegten 
; Pflichten erfüllt. Insoweit können wir also von einer 
! „Vollendung" des Gemeinsamen Marktes sprechen, 
i Die Entwicklung der vergangenen Jahre hat jedoch 

■ gezeigt, daß die Gemeinschaft hierbei nicht stehen 
' bleiben kann. Die Vertiefung der Gemeinschaft muß 

’ auf breiter Front vorangetrieben werden. Dabei ist 
I die zentrale Aufgabe für die Zukunft die Schaffung 
j einer Wirtschafts- und Währungsunion. Hierzu müs- 
' sen Lösungen gefunden werden, die über die Er- 
fordernisse der Zollunion hinausgehen. Nur so 
kann das bisher Erreichte auch in Zukunft abge- 
sichert werden. 

Die Bundesregierung hat bereits am 26. Januar 1970 
: dem Rat einen Stufenplan zur Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion vorgelegt. An den 
Beratungen über diesen Plan, die inzwischen be- 
gonnen haben, beteiligt sich die Bundesregierung 
mit großer Intensität. 

Die Bundesregierung vertritt nach wie vor die Auf- 
fassung, daß die Organe in einer wachsenden Ge- 
; meinschaft in besonderem Maße zu einer überein- 
stimmenden Willensbildung befähigt bleiben müs- 
sen. Die Notwendigkeit eines einwandfreien Funk- 
tionierens der Institutionen ergibt sich naturgemäß 
: im besonderen aus der Entwicklung der Gemein- 
schaft zur Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
der angestrebten Erweiterung. In diesem Zusam- 
' menhang kommt es zunächst einmal auf das ver- 
tragsmäßige Zusammenspiel der Organe an. Im 
Vertrag (bzw. in den Verträgen zur Gründung der 
, einzelnen Gemeinschaften) sind nach Auffassung 
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der Bundesregierung im übrigen durchaus Möglich- 
keiten zu einer Verstärkung der Institutionen ge- 
geben, die noch nicht voll ausgeschöpft sind. Auf 
dem Boden der Verträge stehend, wird die Bundes- 
regierung mit ihren jetzigen und künftigen Partnern 
bemüht bleiben, die institutioneilen Voraussetzun- 
gen für eine harmonische Entwicklung der Gemein- 
schaft zu wahren und zu festigen. 

Frage 5 

Wie steht es mit der im Haager Kommunique 
vorgesehenen „Erarbeitung einer gemeinsamen 
Verhandlungsbasis" für den Beitritt neuer Mit- 
glieder? 

Antwort 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat bei 
der Ausarbeitung einer gemeinsamen Verhand- 
lungsbasis für die Beitrittsverhandlungen bereits 
gute Fortschritte gemacht. Die Mitgliedstaaten sind 
sich darin einig, daß neu beitretende Staaten die 
Verträge und deren politische Zielsetzung, das seit 
Vertragsbeginn entstandene Folgerecht und die hin- 
sichtlich des Ausbaus getroffenen Optionen anneh- 
men müssen. Auf der Grundlage dieser Überein- 
kunft wird im Ministerrat der Europäischen Ge- 
meinschaften ein am 8. Dezember 1969 beschlossener 
Themenkatalog durchdiskutiert. Übereinstimmung 
wurde bereits in folgenden Fragen erzielt: 

— Übergangsregelungen; 

— Fragen im Zusammenhang mit der Erweiterung 
der Gemeinschaft im Hinblick auf die Wirt- 
schafts- und Währungsunion; 

— EGKS-Probleme. 

Auf den kommenden beiden Ratstagungen sollen 
folgende Themen abschließend beraten werden: 

— Commonwealth-Fragen; 

— EURATOM; 

— Institutionelle Fragen; 

— Verhandlungsverfahren. 

Es besteht überdies Einigung darüber, daß auch eine 
gemeinsame Verhandlungsposition gegenüber den- 
jenigen EFTA-Staaten, die eine wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit der erweiterten Gemeinschaft 
wünschen, ausgearbeitet werden muß. 

Wir haben berechtigten Grund zu der Annahme, daß 
die notwendige gemeinsame Verhandlungsposition 
für die Beitrittsverhandlungen auf der 2. Ratstagung 
im Juni verabschiedet werden kann. 

Frage 6 

Ist die Bundesregierung bereit, sich insbesondere 
für eine Stärkung des Europäischen Parlaments 


und eine Erweiterung seiner Befugnisse einzu- 
setzen? 

Antwort 

Die Bundesregierung setzt sich nach wie vor für 
eine Stärkung des Europäischen Parlaments ein. 
Dies hat sie in den vergangenen Monaten unter 
Beweis gestellt. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß eine Stärkung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments um so notwendiger wird, 

1 je mehr Befugnisse den nationalen Parlamenten 
I durch die Gemeinschaften entzogen werden. Hierzu 
j zählen naturgemäß ebenfalls gesetzgeberische Be- 
! fugnisse. Die Bundesregierung vertritt auch die (von 
I allen Mitgliedstaaten geteilte) Auffassung, daß es 
1 sich bei der jetzt zur Ratifizierung in den Mitglied- 
staaten anstehenden Regelung zu einer Erweiterung 
I der Haushaltsbefugnisse des EP entsprechend dem 
I Entwicklungsstadium, in dem sich die Gemeinschaft 
I gegenwärtig befindet, um eine Übergangslösung 
I handelt. Es liegt auf der Hand, daß kein institu- 
I tionelles Gleichgewicht erreicht ist, solange nicht 
Haushalts- und Gesetzgebungsbefugnisse des Euro- 
päischen Parlaments ausgewogen sind. 

Um die demokratische Grundlage der Gemeinschaft 
zu festigen und sie im Bewußtsein der Bevölkerung 
der Mitgliedstaaten noch stärker zu verankern, 
setzt sich die Bundesregierung nach wie vor für 
allgemeine und direkte Wahlen zum EP ein. Bei 
den hierüber während der letzten Monate inner- 
halb der Gemeinschaft geführten Beratungen hat sie 
deshalb eine aktive Rolle gespielt. 

Frage 7 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
CDU/CSU, daß den vielerorts gehegten Befürch- 
tungen, die Ostpolitik der Bundesregierung könne 
von der konkreten europäischen Integrationspoli- 
tik wegführen, nicht allein mit Worten, sondern 
mit konkreten Vorschlägen begegnet werden 
muß? 

Antwort 

Die Bundesregierung kennt keinen Gegensatz zwi- 
schen Ost- und Westpolitik. Wenn ihre ostpoliti- 
schen Initiativen eine westpolitische Wirkung ge- 
habt haben, dann bestand diese in einer Verstär- 
kung der europäischen Integrationsbemühungen. 
Die Zusammenhänge praktischer Schritte im Rah- 
men dieser Bemühungen sind bereits im einzelnen 
aufgeführt. 

Der Zusammenhang zwischen Ost- und Westpolitik 
ist im übrigen für die Bundesregierung kein Ver- 
handlungsgegenstand und wird also auch in Zukunft 
nicht aufgegeben oder eingeschränkt werden. 
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